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79 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Bericht 
des Wissenschaftsausschusses 

über die Regierungsvorlage (13 der Beilagen): Protokoll über die Vorrechte und 
Immunitäten der Europäischen Organisation für astronomische Forschung in der 
südlichen Hemisphäre 

Der in der gegenständlichen Regierungsvorlage enthaltene Staatsvertrag regelt die Vorrechte und Immu-
nitäten der Europäischen Organisation für astronomische Forschung in der südlichen Hemisphäre (ESO), 
deren Gründungsübereinkommen keine diesbezüglichen Bestimmungen enthält. Durch das Protokoll 
werden der ESO die international üblichen Vorrechte eingeräumt: Ihr wird Rechtspersönlichkeit zuer-
kannt, ihre Gebäude und Räumlichkeiten sind unverletzlich. Sie genießt grundsätzlich Immunität von der 
staatlichen Gerichtsbarkeit und ist von der direkten Besteuerung befreit. Weiters werden die Privilegien 
und Immunitäten der an Tagungen der Organisation teilnehmenden Vertreter der Vertragsstaaten sowie 
der im Dienst der Organisation stehenden Personen geregelt.  
 
Der gegenständliche Staatsvertrag hat gesetzändernden bzw. gesetzesergänzenden Charakter und bedarf 
daher gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG der Genehmigung durch den Nationalrat. Der Staatsvertrag hat 
nicht politischen Charakter und ist der unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen Rechtsbereich zu-
gänglich, sodass eine Erlassung von Gesetzen gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 3 B-VG nicht erforderlich ist. Eine 
Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 2 B-VG ist erforderlich, da Angelegenheiten, die 
den selbständigen Wirkungsbereich der Länder betreffen, geregelt werden. 
 
Der Staatsvertrag ist in deutscher, dänischer, französischer, niederländischer und schwedischer Sprache 
abgefasst, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 
 
Hinsichtlich der Kundmachung des Staatsvertrages hat die Bundesregierung dem Nationalrat vorgeschla-
gen, gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG zu beschließen, dass die dänischen, niederländischen und schwedischen 
Sprachfassungen dadurch kundzumachen sind, dass sie zur öffentlichen Einsichtnahme im Bundesminis-
terium für europäische und internationale Angelegenheiten aufliegen.  
 
Der Wissenschaftsausschuss hat den gegenständlichen Staatsvertrag in seiner Sitzung am 18. Februar 
2009 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich im Anschluss an die Ausführungen des 
Berichterstatters,  des Abgeordneten Elmar Mayer, die Abgeordneten Mag. Dr. Wolfgang Zinggl, Wer-
ner Neubauer, Mag. Karin Hakl, Ing. Robert Lugar, Dr. Kurt Grünewald und Mag. Andrea Kuntzl 
sowie der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung Dr. Johannes Hahn und der Ausschussob-
mann Abgeordneter Mag. Dr. Martin Graf. 
 
Bei der Abstimmung wurde einstimmig beschlossen, dem Nationalrat die Genehmigung des Abschlusses 
dieses Staatsvertrages zu empfehlen. 
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Der Wissenschaftsausschuss vertritt weiters einstimmig die Auffassung, dass die Bestimmungen des 
Staatsvertrages zur unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen Bereich ausreichend determiniert sind, 
sodass sich eine Beschlussfassung des Nationalrates gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 3 B-VG zur Erfüllung des 
Staatsvertrages erübrigt. 
 
Ebenso wurde einstimmig beschlossen, dass die dänischen, niederländischen und schwedischen Sprach-
fassungen dieses Staatsvertrages gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG dadurch kundzumachen sind, dass sie zur 
öffentlichen Einsichtnahme im Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten 
aufliegen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Wissenschaftsausschuss somit den Antrag, der Nationalrat 
wolle beschließen: 
1. Der Abschluss des Staatsvertrages: Protokoll über die Vorrechte und Immunitäten der Europäischen 

Organisation für astronomische Forschung in der südlichen Hemisphäre (13 der Beilagen) wird ge-
mäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG genehmigt. 

2. Die dänischen, niederländischen und schwedischen Sprachfassungen dieses Staatsvertrages sind 
gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG dadurch kundzumachen, dass sie zur öffentlichen Einsichtnahme im 
Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten aufliegen. 

Wien, 2009 02 18 

 Elmar Mayer Mag. Dr. Martin Graf 
 Berichterstatter Obmann 


